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den Todesfall zur Versorgung der 
Hinterbliebenen; Aufgaben zur 
Unterstützung der Maßnahmen zur 
Förderung der Familie und der 
Gleichberechtigung der Frau. Die 
Leistungen der S. werden im Rah­
men der sozialpolitischen Maßnah­
men von Partei, Gewerkschaften 
und Regierung in der DDR ständig 
verbessert. Sie sind für den Bürger 
unentgeltlich und bestehen in ärzt­
lichen und zahnärztlichen, ambu­
lanten und stationären Behandlun­
gen, Heil-, Genesungs- und pro­
phylaktischen Kuren, Arzneien, 
Heil- und Hilfsmitteln sowie Zahn­
ersatz; sie umfassen weiterhin 
Krankengeld bei Arbeitsunfähig­
keit wegen Krankheit, Arbeitsun­
fall, Berufskrankheit und bei Qua­
rantäne; Schwangerschafts- und 
Wochengeld; Unterstützung Werk­
tätiger bei der Pflege erkrankter 
Kinder bzw. der Gewährung von 
Mütterunterstützung und Unter­
stützung bei Erkrankung des nicht­
berufstätigen Ehegatten; Alters-, 
Invaliden-, Unfall- und Hinterblie­
benenrenten; Pflegegelder, Blin­
dengeld und Bestattungsbeihilfe. 
Die S. vereinigt in der DDR die 
Pflicht- und die freiwillige Versi­
cherung. Pflichtversichert sind im 
Prinzip alle Werktätigen. Arbeiter 
und Angestellte, Lehrlinge, Stu­
denten, Hoch- und Fachschüler, 
Arzte, Zahnärzte und Tierärzte in 
eigener Praxis sowie freiberuflich 
tätige Kultur- und Kunstschaffende 
sind bei der gewerkschaftlich gelei­
teten S. der Arbeiter und Ange­
stellten pflichtversichert. Die Mit­
glieder sozialistischer Produktions­
genossenschaften, der Kollegien 
der Rechtsanwälte, Inhaber von 
Handwerksbetrieben und von Ge­
werbebetrieben, freiberuflich Tä­
tige u. a. selbständig Tätige sowie 
deren ständig mitarbeitende Ehe­
gatten sind bei der S. bei der Staat­
lichen Versicherung der DDR 
pflichtversichert. Werktätige mit 
einem Einkommen über 600 M 
monatlich können die Leistungen

bei Krankheit, Mutterschaft u.a. so­
zialen Anlässen sowie ihre Alters-, 
Invaliden- und Hinterbliebenen­
renten durch den Abschluß einer 
freiwilligen Zusatzrentenversiche­
rung (FZR) erhöhen. Die S. wird in 
der DDR aus Beiträgen der Be­
triebe, der sozialistischen Produk­
tionsgenossenschaften und Kolle­
gien der Rechtsanwälte und der 
Werktätigen sowie durch einen 
ständig wachsenden Staatszuschuß 
finanziert. Die Organisation der S. 
beruht auf dem Prinzip der unmit­
telbaren Teilnahme der Werktäti­
gen an der Realisierung der Aufga­
ben der S. Die S. der Arbeiter und 
Angestellten betreut über 90% der 
Bürger der DDR. Die Leitung er­
folgt entsprechend den Prinzipien 
des demokratischen Zentralismus 
durch die gewählten Organe des 
FDGB. Beim Bundesvorstand so­
wie bei den Bezirks- und Kreisvor­
ständen des FDGB bestehen Ver­
waltungen, die die Aufgaben der S. 
der Arbeiter und Angestellten bei 
der sozialen Betreuung und der ge­
sundheitlichen Versorgung der 
Versicherten lösen. In den Betrie­
ben nehmen die Betriebsgewerk­
schaftsleitungen mit ihren Räten 
und den in den Gewerkschafts­
gruppen gewählten Bevollmächtig­
ten für S. diese Aufgaben wahr. Bei 
der S. bei der Staatlichen Versiche­
rung der DDR bestehen Beiräte für 
S. Über die Gewährung von Kuren 
der S. entscheiden die gewerk­
schaftlichen Kurkommissionen bei 
den Vorständen und Betriebsge­
werkschaftsleitungen bzw. der S. 
bei der Staatlichen Versicherung. 
Gewählte Beschwerdekommissio­
nen für S. entscheiden über Be­
schwerden der Werktätigen in 
S.sangelegenheiten.
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